
Friedhofsordnung 

für den Friedhof der Evangelischen Kirchengemeinde Frauenwald 

beschlossen durch den Gemeindekirchenrat am 20. November 2003 und geändert 

am 14. Oktober 2004 auf der Grundlage des Thüringer Bestattungsgesetzes vom 27. Mai 2004 

(GVOBl Nr. 11 vom 27.5.2004) gemäß §§ 48ff der kirchlichen Verwaltungsordnung 

vom 1. Juli 1998 und folgende 

I. Allgemeine Vorschriften 

§1 

Geltungsbereich 

Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof der evangelischen Kirchengemeinde 

Frauenwald in seiner jeweiligen Größe. 

Der Friedhof umfaßt zur Zeit das/die Flurstück( e) 208, Gemarkung Frauenwald, Flur :2 in der 

Größe von insgesamt 0,3140 ha. Eigentümer des/der Flurstücks(e) ist die Kirchengemeinde 

Frauenwald. 

§2 

Leitung und Verwaltung 

(1) Der Friedhof In Frauenwald steht in der Trägerschaft der Ev. Kirchengemeinde 

Frauenwald. 

(2) Leitung und Aufsicht obliegen dem Gemeindekirchenrat. 

(3) Mit der Wahrnehmung der laufenden Verwaltungsaufgaben kann der Gemeindekirchenrat 

einen Friedhofsausschuß beauftragen. 

(4) Die Verwalnmg des Friedhofes richtet sich nach dieser Friedhofsordnung, den kirchlichen 

Bestimmungen und den allgemeinen staatlichen Rechtsvorschriften. 

(5) Aufsichtsbehörde ist das Kirchliche Verwaltungsamt Erfurt. 

(6) Die Aufsichtsbefugnisse der Ordnungs- und Gesundheitsbehörden werden hierdurch nicht 

berührt. 

§3 

Benutzung des Friedhofs 

(1) Der Friedhof ist bestimmt zur Bestattung aller Personen, die bei ihrem Ableben ihren 

Wohnsitz im Bereich der Kommunalgemeinde Frauenwald hatten, sowie derjenigen, die bei 

ihrem Tode ein Recht auf Beisetzlmg in einer bestimmten Grabstätte besaßen. 



(2) Ausnahmen bedürfen der schriftlichen Genehmigung des Friedhofsträgers. 

§4 

Verhalten auf dem Friedhofs 

(1) Der Friedhof erfordert ein der Würde des Ortes entsprechendes Verhalten. Die 

Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. 

(2) Aus besonderem Anlaß kann der Friedhof ganz oder teilweise für den Besuch 

vorübergehend geschlossen werden. 

(3) Kinder unter 6 Jahren dürfen den Friedhof nur m Begleitung und Verantwortung 

Erwachsener betreten. 

(4) Auf dem Friedhof ist es nicht gestattet, 

a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren. Ausgenommen sind Kinderwagen und 

Rollstühle, Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung sowie die der zugelassenen 

Gewerbetreibenden, 

b) Waren aller Art, insbesondere Blumen, Kränze und gewerbliche Dinge, anzubieten und 

dafür zu werben, 

c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung an Werktagen störende 

Arbeiten auszuführen, 

d) gewerbsmäßig zu fotografieren, 

e) Druckschriften ohne Genehmigung zu verteilen, 

f) Abraum und Abfälle usw. außerhalb der dafür bestimmten und vorgesehenen Plätze 

abzulegen, 

g) den Friedhof und seme Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu 

beschädigen, Einfriedungen und Hecken zu übersteigen und Rasenflächen, Grabstätten 

und Grabeinfassungen unberechtigt zu betreten, 

h) zu lärmen und zu spielen, 

i) Hunde ohne Leine laufen zu lassen, 

j) Ansprachen und musikalische Darbietungen außerhalb von Bestattungen ohne 

Genehmigung zu halten, 

k) das Verwenden von Einmachgläsern, Blechdosen und ähnlichen Behältnissen als Vasen 

oder Schalen, 

1) das Verwenden von Unkraut- und Schädlingsbekämpfungsmitteln. 

(5) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des 

Friedhofs und der Ordnung auf ihm vereinbar sind. Erforderliche Genehmigungen sind 

rechtzeitig bei der Friedhofsverwaltung einzuholen. 



§5 

Gewerbliche Arbeiten auf dem Friedhof 

(1) Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter und sonstige Gewerbetreibende bedürfen für ihre 

Tätigkeit auf dem Friedhof der vorherigen Zulassung durch den Friedhofsträger, der den 

Rahmen der Tätigkeit festlegt. 

(2) Zugelassen werden nur solche Gewerbetreibende, die in fachlicher, betrieblicher und 

persönlicher Hinsicht zuverlässig sind und die Friedhofsordnung schriftlich anerkennen. 

(3) Bildhaue, Steinmetze und Gärtner bzw. ihre fachlichen Vertreter müssen darüber hinaus 

die Meisterprüfung in diesem Beruf abgelegt haben oder eine anderweitig gleichwertige 

fachliche Qualifikation erworben haben. Bildhauer und Steinmetze müssen entsprechend 

ihrem Berufsbild in die Handwerksrolle eingetragen sein. 

(4) Bestatter müssen als Gewerbetreibende zugelassen sein. 

(5) Sonstigen Gewerbetreibenden kann die Ausübung anderer als im Absatz 1 genannten 

Tätigkeiten gestattet werden, wenn dies mit dem Friedhofszweck zu vereinbaren ist. Absatz 2 

und 6 gelten entsprechend. 

(6) Der Friedhofsträger hat die Zulassung davon abhängig zu machen, daß der Antragsteller 

einen für die Ausführung seiner Tätigkeit ausreichenden Haftpflichtversicherungsschutz 

nachweist. 

(7) Die Zulassung erfolgt durch Ausstellung einer Berechtigungskarte. Die Zulassung ist dem 

aufsichtsführenden FriedhofspersonalIdern Friedhofsträger auf Verlangen vorzuzeigen. Die 

Zulassung kann befristet erteilt werden. 

(8) Der Friedhofsträger kann die Zulassung der Gewerbetreibenden, die wiederholt oder 

schwerwiegend gegen die Vorschriften der Friedhofsverwaltung verstoßen oder bei denen die 

Voraussetzungen der Absätze 2 und 3 ganz oder teilweise nicht mehr gegeben sind, auf Zeit 

oder Dauer durch schriftlichen Bescheid entziehen. 

(9) Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die SIe oder ihre Mitarbeiter im 

Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof verursachen. Bei Beendigung ihrer 

Arbeiten ist der Arbeitsplatz wieder in einem ordnungsgemäßen und verkehrs sichereren 

Zustand zu versetzen. Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen 

nicht auf dem Friedhof gelagert werden. Es ist nicht gestattet, Geräte der Gewerbetreibenden 

in oder an den Wasserentnahmestellen des Friedhofes zu reinigen. 

(10) Die Tätigkeit Gewerbetreibender auf dem Friedhof beschränkt sich auf die Zeit von 7.00 

Uhr bis 15.30 Uhr werktags. 



" 

(11) Die Gewerbetreibenden sind verpflichtet, die bei ihren Arbeiten anfallenden, nicht 

kompostierbaren Abfalle vom Friedhof zu entfernen. 

§6 

Gebühren 

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen werden Gebühren' nach der 

kirchenaufsichtlich genehmigten Friedhofsgebührenordnung erhoben. 

11. Bestattungen und Feiern 

A. Benutzerbestimmungen für Feier- und Leichenhallen 

§7 

Bestattungen 

(1) Die Erdbestattung oder Einäscherung ist gemäß dem Thüringer Bestattungsgesetz 

innerhalb von zehn Tagen nach Feststellung des Todes durchzuführen; die Asche ist 

innerhalb von sechs Monaten beizusetzen. Die untere Gesundheitsbehörde kann im 

Einzelfall die Fristen nach Satz 1 verlängern, sofern gesundheitliche oder hygienische 

Bedenken nicht entgegenstehen, oder sie aus Gründen der Hygiene verkürzen. Satz 1 gilt 

nicht:für die in § 6 Abs. 4 des Thüringer Bestattungsgesetzes genannten Todesfalle. 

(2) In den Monaten Dezember bis März werden keine Aschen bestattet. Aschen aus diesen 

Monaten sind im Monat April zu bestatten. 

(3) Die kirchliche Bestattung ist eine gottesdienstliche Handlung. Den Zeitpunkt legt die 

Friedhofsverwaltung im Einvernehmen mit den Angehörigen und dem zuständigen 

Pfarrer unter Einhaltung von Abs. 1 fest. 

(4) Die Bestattung durch einen anderen Pfarrer bedarf der Zustimmung des zuständigen 

Pfarrers. Die Bestimmungen der kirchlichen Ordnung über die Erteilung eines 

Erlaubnisscheins (Dimissoriale) bleiben unberührt. 

(5) Den Zeitpunkt der nichtkirchlichen Bestattung legt der Friedhofsträger im Einvernehmen 

mit den Angehörigen unter Einhaltung von Abs. 1 fest. 

(6) Stille Bestattungen dürfen nur in Anwesenheit eines Beauftragten des Friedhofsträgers 

vorgenommen werden. 

§ 8 

Anmeldung einer Bestattung , 

(1) Bestattungen sind unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen Unterlagen rechtzeitig 

anzumelden. 



(2) Vor einer Bestattung in einer Wahl grabstätte, an der ein Nutzungsrecht verliehen worden 

ist, ist das Nutzungsrecht nachzuweisen. 

§9 

LeichenhallelF eierhalle 

(1) Die Leichenhalle dient zur Aufbewahrung der Verstorbenen bis zu deren Bestattung. Die 

Halle und die Särge dürfen nur im Einvernehmen mit dem Friedhofsträger geöffnet 

werden. 

(2) Särge, in denen an anzeigepflichtigen Krankheiten Verstorbene liegen, dürfen nur mit 

Genehmigung des zuständigen Gesundheitsamtes geöffnet werden. 

(3) Die Grunddekoration der LeichenhallelFeierhalle besorgt der Friedhofsträger. 

(4) Die Feierhalle ist Stätte der Evangeliumsverkündigung. 

(5) Bei der Benutzung der Feierhalle für Verstorbene, die keiner christlichen Kirche 

angehörten, ist der Charakter dieser kirchlichen Verkündigungs stätte zu respektieren. 

(6) Die Benutzung der Feierhalle wird nicht gestattet, wenn gesundheitsaufsichtliche 

Bedenken bestehen. 

§ 10 

Bestattungsfeiern am Grabe 

Bei Bestattungsfeiern, Ansprachen und Niederlegungen von Grabschmuck am Grab ist zu 

respektieren, daß sich das Grab auf einem kirchlichen Friedhof befindet. 

§11 

Musikalische Darbietungen 

(1) Für besondere musikalische Darbietungen bei Bestattungsfeiern in der Friedhofskapelle 

und auf dem Friedhof ist vorher die Genehmigung des Friedhofsträgers einzuholen 

(2) Feierlichkeiten sowie Musikdarbietungen auf dem Friedhof außerhalb Bestattungsfeiern 

bedürfen der vorherigen Genehmigung des Friedhofsträgers. 

B. Bestattungsbestimmungen zu Grabstätten 

§12 

Ruhezeiten 

(1) Die Ruhezeit für Leichen beträgt 25 Jahre, bei verstorbenen Kindern bis zum vollendeten 

5. Lebensjahr 10 Jahre. 

(2) Die Ruhezeit für Aschen beträgt 20 Jahre. 
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§13 

Grabgewölbe 

(1) Grabgewölbe, Urnenkammern und Mausoleen dürfen nicht gebaut werden. Sind solche 

Anlagen bei Inkrafttreten dieser Ordnung vorhanden, so sind sie vom Nutzungsberechtigten in 

einem ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten oder zu beseitigen. 

(2) In vorhandene baulich intakte Grüfte dürfen Urnen beigesetzt werden, Särge, sofern keine 

hygienischen Vorschriften entgegenstehen. 

§ 14 

Ausheben der Gräber 

(1) Die Gräber werden erst nach Zuweisung der Grabstelle und grundsätzlich auf 

Veranlassung des Friedhofsträgers ausgehoben und wieder verfüllt. 

(2) Die Tiefe der Gräber richtet sich nach den jeweiligen Boden- und 

Grundwasserverhältnissen. Die Mindesttiefe des Grabes beträgt von der Oberkante Sarg bis 

Erdoberfläche (ohne Grabhügel) 0,90 m, von der Oberkante Urne bis Erdoberfläche 0,65 m. 

(Sind im Ausnahmefall Tiefengräber erforderlich, muß die Erdüberdeckung 1,80 m betragen). 

(3) Die Gräber für Leichenbestattungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke 

Erdwände getrennt sein. 

(4) Der Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör vorher entfernen zu lassen. Sofern beim 

Ausheben der Gräber Grabmale, Fundamente oder sonstiges Grabzubehör durch den 

Friedhofsträger entfern werden müssen, sind die dadurch entstandenen Kosten durch den 

Nutzungsberechtigten zu erstatten. 

§ 15 

Belegung, Wiederbelegung, Graböffnung 

(1) In einem Sarg darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist jedoch zulässig, eine Mutter 

mit ihrem neugeborenen Kind oder zwei gleichzeitig verstorbene Geschwister im Alter bis zu 

einem Jahr in einem Sarg zu bestatten. 

(2) Vor Ablauf der in dieser Friedhofsordnung festgesetzten Ruhezeiten darf ein Grab nicht 

wieder belegt werden. 

(3) Wenn , beim Ausheben emes Grabes zur Wiederbelegung Sargteile, Gebeine oder 

Urnenreste gefunden werden, sind diese unter der Sohle des neu aufgeworfenen Grabes zu 

versenken. Werden noch nicht verweste Leichen vorgefunden, so ist das Grab so oft wieder 

zu schließen und als Bestattungsstätte für Leichen für die erforderliche Zeit zu sperren. 



§ 16 

Umbettungen 

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 

(2) Umbettungen von Leichen und Urnen bedürfen der vorherigen Zustimmung des 

Friedhofsträgers sowie der zuständigen Ordnungsbehörde, bei Erdbestattungen ~dsätzlich 

auch des Gesundheitsamtes. Die Zustimmung zur Umbettung kann nur bei VorlIegen eines 

wichtigen Grundes erfolgen. Umbettungen aus einer Reihengrabstätte in eine andere 

Reihengrabstätte des gleichen Friedhofes sind nicht zulässig, ausgenommen Umbettungen 

von Amts wegen. 

(3) Alle Umbettungen erfolgen nur auf schriftlichen Antrag. Antragsberechtigt ist der 

Nutzungsberechtigte. Die Einverständniserklärung des nächsten Angehörigen des 

Verstorbenen kann vom Friedhofsträger gefordert werden. 

(4) Umbettungen werden vom Friedhofspersonal oder deren Beauftragten durchgeführt. Den 

Zeitpunkt der Umbettung bestimmt der Friedhofsträger. Es ist jedoch untersagt, Umbettungen 

zwischen 14 Tagen und sechs Monaten nach der Beerdigung vorzunehmen, es sei denn, sie 

werden durch Ermittlungsbehörden oder Gerichte anberaumt. I 
(5) Die Kosten der Umbettung sowie Schäden an benachbarten Grabstätten infolge der 

Umbettungsarbeiten trägt der Antragsteller. 

(6) Der Ablauf der Ruhezeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt. 

(7)- Leichen und Aschen dürfen zu anderen als Umbettungszwecken nur auf grund 

behördlicher oder richterlicher Anordnung ausgegraben werden. 

§ 17 

Särge und Urnen 

(1) Särge für Erwachsene sollen im allgemeinen nicht länger als 2,10 m lang und die 

Kopfenden einschließlich der Sarg:fUße rucht höher 0,80 m und im Mittelmaß nicht breiter als 

0,70 m sein. 

(2) Die Särge müssen fest gefügt und so abgedichtet sein, daß jedes Durchsickern von 

Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Särge, Sargausstattungen und Sargabdichtungen dürfen nicht 

aus Kunststoffen oder sonstigen schwer verrottbaren Materialien bestehen. 

(3) Die Urnenkapsel muß aus zersetzbarem Material sein, die Überurne bei unterirdischer 

Aschebeisetzung ebenfalls. Bei oberirdischer Aschebeisetzung sind Überurnen aus 

wasserdichtem und dauerhaftem Material zu verwenden. 



III. Grabstätten 

§ 18 

Vergabe bestimmungen 

(1) Auf dem Friedhof stehen folgende Arten von Grabstätten zur Verfügung: 
" , 

a) Reihengrabstätten 

b) Wahlgrabstätten 

c) Familienwahlgrabstätten 

d) Urnenreihengrabstätten 

e) Urnenwahlgrabstätten 

(2) An den Grabstätten werden nur Nutzungsrechte nach den in dieser Ordnung festgelegten 
, , {~c..'<-'~Ä(r,,~G.t-'<S "7 ~-J 

Bedingungen vergeben. Die Grabstätten 'weFde.n bleiben Eigentum des Friedhofsträgers. An 

ihnen bestehen nur zeitlich begrenzte Rechte gemäß dieser Ordnung. 

(3) Der Vergabe von Nutzungsrechten an Grabstätten geht die schriftliche Anerkennung 

dieser Ordnung voraus. 

(4) Aus dem Nutzungsrecht ergibt sich die Verpflichtung zur Anlage und Pflege der 

Grabstätten. 

(5) Über sonder- und Ehrengrabstätten entscheidet der Friedhofsträger. 

(6) Rechte an einer Grabstätte werden nur im Todesfalle verliehen. Bei Wahlgrabstätten kann 

der Friedhofsträger Ausnahmen zulassen. 

§ 19 

Herrichten und Instandhalten der Grabstätten 

(1) Zur gärtnerischen Anlage und Pflege ist der Nutzungsberechtigte verpflichtet, welcher 

entweder die Grabstätte selbst anlegen und pflegen oder die Friedhofsverwaltung oder einen 

zugelassenen Friedhofsgärtner damit beauftragen kann. Die Verpflichtung endet mit dem 

Ablauf des Nutztingsrechts. Bei der Gesfaltung sind die Richtlinien über die Gestaltung von 

Grabstätten zu beachten. 

(2) Reihengrabstätten müssen innerhalb von sechs Monaten nach der Bestattung, 

Wahlgrabstätten innerhalb von sechs Monaten nach dem Erwerb des Nutzungsrechts 

hergerichtet werden. 

(3) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder gepflegt, hat der 

Nutzungsberechtigte auf schriftliche Aufforderung des Friedhofsträgers die Grabstätte 

innerhalb einer jeweils festzusetzenden angemessenen Frist in' Ordnung zu bringen. Ist der 

Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, genügt eine 

öffentliche Bekanntmachung und ein sechswöchiger Hinweis auf der Grabstätte. Bleibt die 



Aufforderung oder · der Hinweis drei Monate unbeachtet, wird auf Kosten des 

Nutzungsberechtigten die Reihengrabstätte abgeräumt, eingeebnet und eingesät. Bei 

Wahlgrabstätten kann der Friedhofsträger die Grabstätte auf Kosten des jeweiligen 

Nutzungsberechtigten in Ordnung' bringen lassen oder das Nutzungsrecht ohne Entschädigung 
'., 

entziehen. Vor Entziehung des Nutzungsrechts ist der Nutzungsberechtigte, unte~ Androhung 

des Entzuges noch einmal schriftlich aufzufordern, die Grabstätte unverzüglich in Ordnung zu 

bringen. Ist er nicht bekannt oder nicht ohne weiteres zu ermitteln, \ hat nochmals eine 

öffentliche Bekanntmachung und ein mehrwöchiger Hinweis auf der Grabstätte zu erfolgen. 

Wird das Nutzungsrecht entzogen, wird in dem Entziehungsbescheid der Nutzungsberechtigte 

aufgefordert, das Grabmal und die sonstigen baulichen Anlagen innerhalb von drei Monaten 

seit Unanfechtbarkeit des Entziehungsbescheides zu entfernen. 

(4) Alle Bäume und Sträucher· werden mit der Anpflanzung kraft dieser Orc;lnung Eigentum 

des Friedhofsträgers. Sie dürfen nur mit dessen Zustimmung verändert oder beseitigt werden. 
, 

Der Friedhofsträger ist befugt, auf Kosten des Nutzungsberechtigten stark wuchernde oder 

absterbende Hecken, Bäume und Sträucher zu beschneiden oder zu beseitigen. Die Hohe von 

Bäumen und Sträuchern darf 1,50 m nicht überschreiten. Der Friedhofsträger kann das 

Entfernen von Gehölzen verlangen, die diese Höhe übersteigen. Verwelkte Blumen, Kränze 

usw. sind von den Grabstätten zu entfernen und an den dafür vorgesehenen Plätzen 

abzulegen. 

(5) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen außerhalb der 

Grabstätten obliegt ausschließlich dem Friedhofsträger. 

(6) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln bei der 

Grabpflege ist nicht gestattet. 

§ 20 

., V orzeitige Auflösung von Grabstellen 

Eine vorzeitige Auflösung von Grabstellen kann nur in begründeten Ausnrukefallen von dem 

zuständigen Friedhofsträger genehmigt werden. Für diesen Fall ist die 

Friedhofsunterhaltungsgebühr für die restliche Ruhezeit im Voraus zu entrichten. 

§ 21 

Errichtung und Veränderung von Grabmalen 

(1) Grabmale und bauliche Anlagen dürfen nur nach schriftlicher Genehmigung durch den 

Friedhofsträger verändert werden. 



+. 

(2) Dem Antrag ist eine Zeichnung im Maßstab 1: 1 0 beizufügen, aus der im besonderen 

genaue Angaben über Art und Bearbeitung des Materials, über Abmessungen und Form des 

Steins sowie über Inhalt, Anordnung Und Art der Schrift und des Symbols hervorgehen. 

(3) Entspr.i,cht die Ausführung eines Grabmals nicht dem genehmigten Antrag, wird dem 

Nutzungsberechtigten eine angemessene Frist zur Abänderung oder Beseitigung des 

Grabmals gesetzt. Nach ergebnislosem Ablauf der Frist wird das Grabmal auf Kosten des 

Nutzungsberechtigten von der Grabstätte entfernt 

§ 22 

Gestaltung und Standsicherheit von Grabmalen 

(1) Grabmale dürfen nicht so gestaltet werden, dass die eine Verunstaltung des Friedhofes 

bewirken oder Friedhofsbesucher in ihrer Andacht stören können. 

(2) Für die Gestaltun~ von Grabmalen sind die vom Friedhofsträger bestimmten Richtlinien 

zu beachten. 

(3) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen sind dauernd in ordnungsgemäßem und 

verkehrssicherem Zustand zu halten. Verantwortlich ist der jeweilige Nutzungsberechtigte. 

(4) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen oder Teilen 

davon gefährdet, ist der Nutzungsberechtigte verpflichtet, unverzüglich Abhilfe durch 

qualifizierte Fachkräfte zu schaffen. Bei Nichteinhaltung dieser Bestimmung haftet der 

NutzUngsberechtigte für den Schaden. 

(5) Bei Gefahr im Verzuge kann der Friedhofsträger auf Kosten des Nutzungsberechtigten 

Sicherungsmaßnahmen treffen. Wird der Zustand trotz schriftlicher Aufforderung des 

Friedhofsträgers nicht innerhalb einer jeweils festzusetzenden, angemessenen Frist beseitigt, 

ist der Friedhofsträger berechtigt, dies auf Kosten des Nutzungsberechtigten zu tun oder das 

Grabmal, die sonstige bauliche Anlage oder Teile davon zu entfernen. Aufbewahrungspflicht 

besteht nicht. Ist der Nutzungsberechti~e' nicht bekannt oder schwer zu ermitteln, genügt eine 

öffentliche Bekanntmachung und ein vierwöchiger Hinweis auf der Grabstätte. Bei 

unmittelbarer Gefahr ist der Friedhofsträger berechtigt, ohne vorherige Benachrichtigung des 

Nutzungsberechtigten geeignete Sicherungsmaßnahmeri wie Umlegen des Grabmals zu 

treffen. 



§ 23 

Schutz wertvoller Grabmale 

(1) Künstlerisch oder geschichtlich wertvolle Grabmaie oder solche, die als besondere 

Eigenart _~es Friedhofs aus früherer Zeit zugelten haben, unterstehen dem besonderen Schutz 

des Friedhofstiägers. 

(2) Grabmale, die den Anforderungen nach Abs. 1 entsprechen, können gegebenenfalls an 

anderer Stelle aufgestellt werden. 

§ 24 

Entfernen von Grabmalen 

(1) Nach Ablauf des Nutzungsrechtes sind die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen 

durch den Nutzungsberechtigten zu entfernen. Sind die Grabmale oder die sonstigen 

baulichen Anlagen nicht innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Nutzungsrechtes 

entfernt, ist der Friedhofsträger berechtigt, sie zu entfernen und darüber zu verfügen. Die dem 

Friedhofsträger entstehenden Kosten trägt der Nutzungsberechtigte. 

(2) Vor Ablauf des Nutzungsrechtes dürfen die Grabmale nur mit vorheriger schriftlicher 

Zustiinmung des Friedhofsträgers entfernt werden. Bei kulturhistorisch wertvollen Grabmalen 

gilt §23. 

§ 25 

Reihengrabstätten 

(1) Reihengrabstätten (für Leichen oder Aschen) sind Grabstätten, die im Bestattungsfall 

einzeln, nach der Reihe für die Dauer der Ruhezeit vergeben werden. 

(2) Die Nutzung an einer Reihengrabstätte erlischt mit Ablauf der m dieser Ordnung 

festgelegten Ruhezeit. Die Ruhezeit kann nicht verlängert werden. 

(3) In einer Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bestattet oder eine Urne beigesetzt werden. 

(4) Über die Vergabe des Nutzungsiechts an einer Reihengrabstätte wird eine schriftliche 

Bestätigung erteilt, mit genauer Angabe der Lage und der Grabstätte. 

(5) Das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen nach Ablauf der Ruhezeiten 

wird sechs Monate vorher öffentlich und durch Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld 

bekanntgegeben. 

(6) Reihengrabstätten werden eingerichtet wie folgt: 

a) Reihengrab für Erdbestattung 

Größe der Grabstätte: Länge 1,80 m; Breite: 0,80 m. 

b) Reihengrab für Aschenbeisetzung 

Größe der Grabstätte: Länge 1,00 m; Breite: 0,50 m. 



§ 26 

Bestattung von Tot- und Fehlgeburten 

(1) Jede Leiche muss bestattet werden. Fehlgeborene und Leibesfrüchte aus 

Schw~gerschaftsabbrüchen sind auf Wunsch eines Elternteils zu bestatten. 

(2) Werden Fehlgeborene und Leibesfrüchte aus Abbrüchen nach der zwölften 

Schwangerschaftswoche nicht von den Angehörigen bestattet, hat der bei der Geburt oder 

dem Schwangerschaftsabbruch anwesende Arzt oder die anwesende Hebamme für eine 

würdige Bestattung zu sorgen. Sie soll als Sammelbestattung erfolgen. Leibesfrüchte aus 

Abbrüchen bis zur zwölften Schwangerschaftswoche sowie Leichen- und Körperteile sind 

hygienisch einwandfrei und dem sittlichen Empfinden entsprechend einzuäschern oder der 

Erde zu übergeben, sofern sie nicht zulässigerweise zu medizinischen, pharmazeutischen 

oder wissenschaftlichen Zwecken verwendet werden. 

§ 27 
Grabstätten ohne Grabmal 

(1) Grabmallose Grabstätten werden als Urnenreihengrab wie § 25 Abs. 6 bausgeführt. 

(2) Für diese Grabstätten ist eine gesonderte Anlage mit gemeinsamem Gedenkstein 

vorgesehen, auf dem Namen, Geburts- und Sterbedatum der dort Bestatteten angebracht 

werden. 

(3) Die Pflege der Grabstätten erfolgt durch den Friedhofsträger; Ablegen von Blumen und 

Bepflanzung ist nicht gestattet. 

(4) Doppelgräber sind in der Anlage ausgeschlossen. 

§ 28 

Wahlgrabstätten 

(1) Wahlgrabstätt.en sind Grabstättenfü~ Leichen- oder Aschenbestattungen, an denen auf 

Antrag im Todesfall ein Nutzungsrecht für die Dauer von 25 Jahren vergeben wird und deren 

Lage gleichzeitig mit dem Erwerber im Einvernehmen bestimmt werden kann gern. § 18 Abs. 

6. 

(2) Für die einzelnen Wahlgrabstätten gelten die Abmessungen wie folgt: 

a) Familienwahlgrab: Länge 1,80 m; Breite 2,00m, 

b) Urnenbeisetzungen: Länge 0,90 m; Breite 0,90 m. 

(3) Wahl grab stätten werden vergeben als ein- und mehrsteIlige Wahlgrabstätten 1m 

Einvernehmen mit dem Friedhofsverwalter, den der Friedhofsträger einsetzt. 



(4) In emer Wahl grabstätte darf bei Erdbestattungen nur eme Leiche bestattet werden 

(einstellige Wahlgrabstätte). In einer mit einem Sarg belegten Wahlgrabstätte können 

zusätzlich Urnen bestattet werden. 

(5) In einer Wahlgrabstätte werden der Nutzungsberechtigte und seine Angehörigen bestattet. 

Als Angehörige im Sinn dieser Bestimmungen gelten Ehepaare, Verwandte auf- und 

absteigender Linie sowie Geschwister, Geschwisterkinder und Ehegatten der Vorgenannten. 

Auf Wunsch des Nutzungsberechtigten können darüber hinaus mit Zustimmung des 

Friedhofsträgers auch andere Verstorbene beigesetzt werden. 

(6) Über die Vergabe eines Nutzungsrechtes an einer Wahl grabstätte wird eine schriftliche 

Bestätigung erteilt. In ihr wird die genaue Lage der Wahl grabstätte und die Dauer der 

Nutzungszeit angegeben. Dabei wird darauf hingewiesen, dass sich der Inhalt des 

Nutzungsrechtes nach den Bestimmungen der Friedhofsordnung richtet. 

(7) Bei Ablauf der Nutzungszeit kann das Nutzungsrecht auf Antrag und nur für die gesamte 

Grabstätte verlängert werden, allerdings nicht, wenn die verbleibende Ruhezeit der Grabstätte 

zehn Jahre unterschreitet. Wird das Nutzungsrecht verlängert, erlischt es nach Ablauf der 

Nutzungszeit. Über den Ablauf der Nutzungszeit informiert der Friedhofsträger sechs Monate 

vor Ablauf der Nutzungszeit durch öffentliche Bekanntmachung und Hinweis auf der 

betreffenden Grabstätte. Überschreitet bei der Belegung oder Wiederbelegung von 

Wahl grabstätten die neu begründete Ruhezeit die laufende Nutzungszeit, so ist das 

Nutzungsrecht mindestens rur die zur Wahrung der Ruhezeit notwendigen Jahre für die 

gesamte Wahl grabstätten zu verlängern. 

(8) Es besteht kein Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb von Nutzungsrechten an 

einer der Lage nach bestimmten Grabstätte und auf Unveränderlichkeit der Umgebung, wenn 

dies aus Gründen der Friedhofsgestaltung im Rahmen des Friedhofszwecks nicht möglich ist. 

(9) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit zurückgegeben werden, das 

Nutzungsrecht an teilbelegten Grabstätten dagegen erst nach Ablauf der letzten Ruhefrist. 

Eine Rückgabe ist nur für die gesamte Grabstätte möglich. Eine Gebührenerstattung findet in 

diesem Fall nicht statt. 

§ 29 

Übergang von Rechten an Wahlgrabstätten 

(l) Der Nutzungsberechtigte kann sein Nutzungsrecht nur einem Berechtigten im Sinn von § 

28 übertragen. 

(2) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechts soll de Erwerber rur den Fall semes 

Ablebens seinen Nachfolge im Nutzungsrecht bestimmen. 



IV. Schluß bestimmungen 

§ 32 

Haftung 

Der Fried)iofsträger haftet nicht für Schäden, die durch nicht ordnungsgemäße Benutzung des 

Friedhofs, seiner Anlagen und Einrichtungen durch dritte Personen, durch Tiere oder durch 

höhere Gewalt entstehen. Ihm obliegen keine besonderen Obhuts- und 

Überwachungspflichten. 

§ 33 

Öffentliche Bekanntmachung 

(1) Diese Friedhofsordnung einschließlich des Anhangs und alle Änderungen hierzu bedürfen 

zu ihrer Gültigkeit der öffentlichen Bekanntmachung. 

(2) Die öffentliche , Bekanntmachung erfolgt in vollem Wortlaut 1m Amtsblatt der VG 

Rennsteig. 

(3) Die gültige Fassung der Friedhofsordnung liegt zur Einsichtnahme aus im Pfarramt 

Frauenwald . 

.(4) Außerdem wird die Friedhofsordnung zusätzlich durch Abkündigung bekannt gemacht. 

§ 34 

Inkrafttreten 

(1) Diese Friedhofsordnung tritt nach ihrer Genehmigung durch die kirchliche 

Aufsichtsbehörde am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Friedhofsordnung tritt die Friedhofsordnung vom 3.7.1997 

außer Kraft. 

Frauenwald, den~14. Oktober 2004 

(GKR -Vorsitzender) 

(GKR-Mitglied) 

Unt8i 8GZl! ]n2.htnc auf den BC::C:lluß des Genl einde ~ 

kircl!f)r.raf",s VOIll 2.(2 :1."!·,?.~, } /.r1. ,v..:"! ,o.· . .2.o.t?Y", 
kircllcnaufs ivllllic li geneil rn :gt. 

Erfurt , den .. ?9 . .. c...t,~ .. o.,::>,'C, .. , , , .... .. """". 
Kirch li clles Verwaltung[;amt !:..rfurt 

Amts leiter/in .. .. ~ ... .. ,,,., " ." " ...... .. ... .. 



Der Gemeinderat der Gemeinde Frauenwald hat in seiner Sitzung aufgrund der §§ 19 Abs. 1 
und 21 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (ThürKO) vom 16. August 1993 
(GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. November 2008 (GVBl. S. 381) sowie des § 33 des 
Thüringer Bestattungsgesetzes vom 19. Mai 2004 (GVBl. S. 505 ff.) folgende 
Änderungssatzung :für den Friedhof der Gemeinde Frauenwald erlassen: 

1. Änderungssatzung der Friedhofsordnung für den Friedhof 
der Evangelischen Kirchengemeinde Frauenwald 

§ 1 Änderungen 

Der 3. Satz von § 16 Absatz 2 wird ersatzlos gestrichen. 

§ 2 Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

Gemeinde Frauenwald, den . (l.~. ~~~ . 2003 , 
,.' 


